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Vorwort 

Subventionen stehen seit jeher bei ihren Trägern, der sie mit ihren Steuer-
mitteln finanzierenden Öffentlichkeit, naturgemäß bei den (reinen) Markwirt-
schaftlern, aber auch in der politischen Programmatik (nicht aber in der politi-
schen Realität) im Ruf einer - je nach Perspektive - "illegitimen" Strategie. Für 
Umweltsubventionen kommt hinzu, daß sie "diametral entgegengesetzt" einem 
der zentralen Leitgedanken der Umweltpolitik, dem Verursacherprinzip, wi-
dersprechen. In der europarechtlichen Literatur hat dieses Problem - ungeach-
tet seiner praktischen Bedeutung - bislang wenig Beachtung gefunden. Der 
neue "Gemeinschaftsrahmen für staatliche Umweltschutzbeihilfen" (ABI. v. 
10.3.1994 - 94/C 72/03) brachte zwar wichtige Klarstellungen, jedoch bleibt 
die Operationalität der Kriterien weiterhin zweifelhaft. 

Von einigen Änderungen und Aktualisierungen abgesehen, hat diese Arbeit 
im Wintersemester 1995/96 der Rechts- und Wirtschaftswissenschaftlichen 
Fakultät der Universität Bayreuth als Dissertation vorgelegen. Rechtsprechung 
und Schrifttum konnten für die Drucklegung noch bis 31.08.1996 ausgewertet 
werden. Mein Dank gilt zunächst meinem verehrten Lehrer, Prof. Dr. Dr. h.c. 
Peter Häberle, Bayreuth/St. Gallen, der die Arbeit mit zahlreichen Hinweisen 
betreut hat. Ihm danke ich für die in den Jahren meines Studiums, insbesonde-
re während seines Bayreuther Seminars und meiner Tätigkeit als studentische 
Hilfskraft, erwiesene Förderung. Außerdem habe ich Herrn Prof. Dr. Rudolf 
Streinz, Bayreuth, für die Übernahme des Zweitgutachtens und wertvolle An-
regungen zu danken. 

Nicht zuletzt gebührt mein Dank all denen, die mir - ein jeder auf seine 
Weise - bei Fertigstellung dieser Arbeit zur Seite standen, insbesondere meiner 
Frau Melanie und meinen Freunden Andreas, Ines und Susanne, die die Last 
der Korrekturen in dankenswerter Weise mitgetragen haben. Ich widme diese 
Arbeit meinen Eltern, Herbert und Sieglinde Wieberneit. 

Wiesbaden, im September 1996 

Bernd Wieberneit 
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Erster Teil 

Ausgangs- und Eingangsfragen 

Erstes Kapitel 

Subventionen als Ausdruck gemein- und 
gruppenlastorientierter Umweltpolitik 

1. Abschnitt 

Einführung 

A. Aktuelle und zu behandelnde Fragen 

Das Jahr 1989 hat nicht nur eine "Weltstunde" des VerfassungsstaatesI, 
sondern auch eine des - von manchen propagierten - Umwelt(schutz)staates2 

eingeläutet: Die Erblast im Prozeß der deutschen und europäischen (Wieder-
ver-)Einigung in Sachen Umweltverschmutzung ist gewaltig: "Diese Schorn-
steine, die wie Kanonenrohre in den Himmel zielen und ihre Dreckladung Tag 
fiir Tag und Nacht fiir Nacht auf die Stadt schießen, nicht mit Gedröhn, nein, 
sachte wie Schnee, der langsam und sanft fällt, der die Regenrinnen verstopft, 
die Dächer bedeckt ( ... ) Und diese Dünste, die als Wegweiser dienen könnten. 
Bitte gehen sie geradeaus bis zum Ammoniak, dann links bis zur Salpetersäu-

1 Dazu P. Häberle, ZRP 1993, 383 ff.; ders., Europäische Rechtskultur, 1994, 
S.149 ff. 

2 Zwn Begriff jÜllgst M. Kloepfer, DVBl. 1994, 12 fT.; schon früher M. Kloepfer 
(Hrsg.), Studien zwn Umweltstaat, 1989. In der Reihe werden Ergebnisse des Laden-
burger Kollegs "Umweltstaat" veröffentlicht. Die erste (allgemeine) These des Kollegs 
lautet: "Der Verfassungsstaat der Zukunft muß auch und gerade Umweltstaat sein, also 
ein Staat, der seinen Zweck maßgeblich in der Sicherung der Umwelt sieht. Ohne ef-
fektiven Umweltschutz durch den Staat sind die notwendigen Lebensgrundlagen und 
der ft1r das Gemeinwesen existentielle Verfassungskonsens gefährdet"; vgl. auch den 
Bericht vom Abschlußkongreß am 15. und 16.9.1993 in Berlin von A. Blwne, NuR 
1994, 128 ff. 

3 Wiebemeit 
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re. Wenn sie einen stechenden Schmerz in Hals und Bronchien verspüren, 
kehren sie um und rufen den Arzt. Das war dann Schwefeldioxyd"3 , lautet et-
wa eine literarische Beschreibung der Stadt Bitterfeld, dem größten Chemie-
standort in der ehemaligen DDR und eines der "ökologischen Notstandsgebie-
te" in den neuen Bundesländern, möglicherweise sogar die "schmutzigste 
Stadt Europas"4. Das Bundesumweltministerium sprach zum damaligen Zeit-
punkt von einer "ökologischen Krise"s , andere von einer "gigantischen Hypo-
thek im ökologischen Bereich,,6 . 

1. Generelle Problematik 

Die für europäische Verhältnisse kaum vorstellbaren Umweltzerstörungen7 -

30 % der Gewässer sind ökologisch tot, 45 % der Wasserläufe sind für die 
Trinkwassergewinnung auch mit aufwendigster Technologie nicht mehr nutz-
bar, die Emissionen an Schwefeldioxid sind dort pro Kopf zehn mal so hoch 
wie im bisherigen Bereich der Bundesrepublik8 - erforderten und erfordern ei-

3 M. Maron, Flugasche, 1981, S.16. 
4 So eine literarische Figur in dem soeben zitierten Roman von M. Maron, Flug-

asche, 1981, S.32. 
5 Vgl. ehr. Schneider, SZ v. 4.3.1992, S.12; s.a. K. Töpfer, EA 1992, 238: "Wir 

müssen konstatieren, daß der Sozialismus ( ... ) nicht nur die Rechte der Menschen mit 
Füßen getreten, sondern auch ihre Lebensgrundlage in für uns im Westen schier un-
vorstellbarer Weise bis an den Rand der Erschöpfung ausgebeutet oder nahezu völlig 
zerstört hat. " 

6 R.U. Sprenger u.a., Umweltschutz in den neuen Bundesländern, 1990, S.1; vgl. 
auch die Feststellung von dem Generalsekretär der Konferenz der Vereinten Nationen 
für Umwelt und Entwicklung, M.F. Strong (EA 1992,231,237): "Dem östlichen Teil 
Deutschlands und seinen Nachbarn sind einige der schlimmsten Umweltschädigungen 
widerfahren, die die Welt seit der industriellen Revolution gesehen hat. " 

7 Zwischen dieser Umweltzerstörung und den damals geltenden Natur- und Was-
serschutzgesetzen herrschte eine ungeheure Diskrepanz. Der Umweltgesetzgebung 
nach hätte die DDR in Europa vorbildlich sein können. Vgl. U. Adler, Ifo-
Schnelldienst 16-17/90,44. Die Gesetze (Zum ganzen: J. Lücke, in: Umweltschutz im 
Recht, 1988, S.165 ff) reichten von der Verankerung des Umweltgedankens in der 
Verfassung (Art.15 Abs.2), über die Vorschrift von Emmissionskatastern, Abgaben 
und Gebührenverordnungen, das Landeskulturrecht bis in die Verankerung im Straf-
recht der DDR (§ 191a, b), weshalb H. Lübbe auch von einem "Land der ökologischen 
Verheißung" spricht (Zit. nach H. Priddat, ZWS 1992, 165), doch wurde der Vollzug 
immer wieder zugunsten der Planerfüllung zurückgestellt; s.a. Handelsblatt v. 
20.12.1989, S.6: "Strenge Gesetze und Verordnungen sind Makulatur geblieben". 

8 Vgl. K. Töpfer in dem Vorwort zu: BMU (Hrsg.), Deutsches Umwe1trecht auf der 
Grundlage des Einigungsvertrages, 1990. 
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ne Suche nach Lösungsmöglichkeiten auf nationaler wie auf supranationaler 
Ebene - eine Art "Aktion ökologischer Marshallplan,,9. Korrespondierend mit 
dem Mitte 1990 unterzeichneten ersten Staatsvertrag über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und SozialunionlO ist bereits mit dem Umweltrah-
mengesetzll nicht nur der Anwendungsbereich wesentlicher Teile bundes-
deutschen Umweltrechts auf das Staatsgebiet der damaligen "Noch-DDR" er-
streckt, sondern gleichzeitig auch erstmals eine sog. Altlastenfreistellungs-
klausel geschaffen worden. Diese mit dem Einigungsvertrag modifiziert über-
geleitete und nunmehr in der durch das Hemmnisbeseitigungsgesetzl2 geän-
derten Fassung geltende Klausel verfolgt das Ziel, das schwerwiegende Inve-
stitionshemmnis "Altlasten" im Interesse des wirtschaftlichen Aufschwungs zu 
beseitigen. In der praktischen Umsetzung warf die Klausel aber teilweise mehr 
Fragen als Lösungen auf 3 • Angesichts des hohen Nachholbedarfs sind das 
Engagement privater Investoren sowie staatliche Förderprogramme gefor-
dertl4 . Für den "großen Kampf ums grüne Geld"IS wurden bereits im Februar 
1990 Mittel aus dem Europäischen Wiederaufbauprogramm (ERP) bereitge-
steUe6 . Im Rahmen des "Gemeinschaftswerkes Aufschwung Ost" stellte die 
Bundesregierung den neuen Ländern 800 Mio. DM für ein Sofortprogramm 
hinsichtlich der ökologischen Sanierung in den Jahren 1991 und 1992 zur 
Verfügungl7. In der Folge öffneten die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) 
sowie die Deutsche Ausgleichsbank (DtAB) ihre Eigenmittelprogramme. Al-
lein im Jahr 1991 vergab die KfW umweltbezogene Kredite in Höhe von 5,5 
Mrd. DM und die DtAB knapp 1 Mrd. DM, wobei die zugrundeliegenden In-
vestitionen etwa doppelt so hoch gewesen sindl8 . 

9 So der Titel einer von prominenten Politikern aller Parteien gegründeten Aktion, 
die an eine gleichnamige Initiative von US-Vizepräsident Al Gore anknüpft. Zum In-
halt dieser Aktion vgl. den Bericht in SZ vom 31.8.1993, S.6. 

10 Vertrag vom 18.5.1990, Gesetz zwn Vertrag vom 25.6.1990 (BGBl. TI S.518); 
vgl. hierzu auch M. Kloepfer, Das Umwe1trecht in der deutschen Einigung, 1991. 

11 Umweltrahmengesetz vom 29.06.1990 (GBI. I Nr.42 S.649). 
12 Art. 12 des Gesetzes zur Beseitigung von Hemmnissen bei der Privatisienmg von 
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